
er morgige
26. Mai wird ein
Superwahltag
für den Südwes-
ten. Neben den
Wahlen über die
Zusammenset-

zung des Europäischen Parlaments
wird im ganzen Land über neue
Kommunalparlamente entschie-
den. Ein Erklärungsversuch in al-
phabetischer Reihenfolge:

■ A wie alles auf einmal: Gleich bei
drei Wahlen haben die Menschen in
der Region morgen die Qual der
Wahl: Alle Gemeinderäte, die Kreis-
tage Enzkreis und Calw und das Eu-
ropaparlament werden neu gewählt.
In einigen Fällen gibt es sogar noch
eine vierte Wahl: die des Ortschafts-
rats.

■ B wie Briefwahl: Wer seine Stim-
me nicht im Wahllokal abgeben mag
– aus welchen Gründen auch immer
–, konnte auf Antrag bereits vor dem
Wahltag per Brief abstimmen. Die
Zahl der Briefwähler nimmt stetig
zu. Bei der Europawahl 2014 gaben
25,3 Prozent der wahlberechtigten
Deutschen ihre Stimme per Brief ab.

Auch im Südwesten nimmt die
Zahl der Briefwähler zu: In Karlsruhe
etwa war Anfang der Woche die Ge-
samtzahl von der Wahl 2014 mit über
45 000 Briefen deutlich übertroffen
(2014: 32 000). „Wir rechnen damit,
dass bis Sonntag täglich weitere 800
bis 1000 Briefe eintrudeln“, so der
Sprecher.

Der Bundeswahlleiter hatte die
steigende Zahl der Briefwähler An-
fang der Woche kritisiert (die PZ be-
richtete). Die Briefwahl beeinflusse
die Grundsätze der gleichen und ge-
heimen Wahl, sagte er.

■ C wie CDU: Die Blicke der Beob-
achter in Baden-Württemberg rich-
ten sich am Wahlabend vor allem auf
das Abschneiden der Christdemo-
kraten im Land, das ein Beben in der
Partei auslösen könnte. Dem Lan-
desverband droht ein offener Kon-
flikt um die Frage, wer zur Landtags-
wahl 2021 als Spitzenkandidat ins
Rennen geht. Landeschef Thomas
Strobl ist umstritten.

Einer Infratest-dimap-Umfrage
aus der vergangenen Woche zufolge
kommt die CDU im Südwesten der-
zeit auf 31 Prozent – minus acht Pro-
zent im Vergleich zu 2014. Die SPD
kommt auf 15 Prozent (2014: 23). Die
Grünen könnten fast zehn Punkte
hinzugewinnen und kämen auf
23 Prozent. Die AfD liegt bei zehn
Prozent (2014: 7,9 Prozent), die FDP
bei sieben (2014: 4,1.)

■ D wie Dinero: Europa zahlt sich
aus für Baden-Württemberg. In einer
Antwort auf eine kleine parlamenta-
rische Anfrage aus dem September
2017 ging die Landesregierung da-
von aus, dass Baden-Württemberg
im Förderzeitraum 2014 bis 2020 mit
EU-Mitteln in Höhe von insgesamt
schätzungsweise fünf Milliarden Eu-
ro rechnen kann. Ein großer Anteil
entfällt auf Mittel für die Landwirt-
schaft.

■ E wie EU-Parlament: Von den 751
Abgeordneten aus den 28 Mitglied-
staaten kommen zehn aus Baden-
Württemberg. Fünf von der CDU,
zwei von der SPD, eine Abgeordnete

D

der Grünen, ein Abgeordneter der
AfD und ein parteiloser Abgeordne-
ter. Bei der Europawahl sind in
Deutschland nach Angaben des
Bundeswahlleiters 64,8 Millionen
Menschen wahlberechtigt, davon
8,5 Millionen im Südwesten.

■ F wie Frauenmangel: Achtung,
Männerüberschuss! Der Frauenan-
teil in den Stadtparlamenten im Süd-
westen liegt nur bei knapp 24 Pro-
zent. 28 Gemeinderäte sind sogar
reine Herrenrunden. In nur zehn
Kommunen ist die Besetzung zwi-
schen den Geschlechtern ausgegli-
chen. In Pforzheim sind zwölf von
40 Gemeinderäten Frauen. Das ent-
spricht einem Anteil von 30 Prozent.

■ G wie Gemeinden: Sie sind die
kleinsten Verwaltungseinheiten des

Staates. Der Gemeinderat hat abhän-
gig von der Einwohnerzahl zwischen
acht und 60 Mitglieder.

■ H wie Helfer: Landesweit werden
80 000 Helfer benötigt, die bereit
sind, einen Sonntag im Wahllokal zu
verbringen. Die Suche erweist sich
teils als schwierig – die Entschädi-
gung gilt als nicht besonders attrak-
tiv. In Pforzheim erhalten Wahlhel-
fer 80 Euro.

■ I wie Inklusion: Erstmals kön-
nen auch Menschen, die wegen
einer Behinderung eine gerichtlich
bestellte Betreuung haben, bei
der Kommunalwahl ihre Stimme
abgeben. Auf Antrag auch bei der
Europawahl. Bislang waren sie
pauschal von Wahlen ausgeschlos-
sen.

■ J wie Jungwähler: Bei der Kom-
munalwahl dürfen im Gegensatz
zur Europawahl seit 2014 auch 16-
und 17-Jährige wählen. Das Statis-
tische Landesamt zählt mehr als
530 000 Erstwähler in Baden-
Württemberg. Zur Wahl stellen
dürfen sie sich aber erst ab 18 (pas-
sives Wahlrecht).

■ K wie kompliziert: Bei der Euro-
pawahl hat jeder Wähler nur eine
Stimme für eine Liste. Hingegen
zählen die Kommunalwahlen im
Südwesten zu den kompliziertesten
bundesweit. Die Wähler dürfen ku-
mulieren, also einem Kandidaten bis
zu drei Stimmen geben und damit
die Reihenfolge auf der Liste der Par-
tei verändern. Auch dürfen sie Stim-
men auf verschiedene Listen vertei-
len (Panaschieren).

■ L wie Landkreis: Ist ein Verband
mehrerer Gemeinden. Die Landkrei-
se übernehmen häufig Aufgaben,
die Städte und Gemeinden allein
nicht bewältigen können und sind
etwa für Abfallentsorgung und Kfz-
Zulassung zuständig.

■ M wie Mandate: Bei der Wahl am
26. Mai sind rund 20 000 Mandate in
den Gemeinden zu vergeben – und
fast 2200 Sitze in den Kreistagen. Vor
allem in kleineren Orten ist es partei-
übergreifend schwierig gewesen,
Bürger für eine Kandidatur zu ge-
winnen.

■ N wie Nichtwähler: Die Kommu-
nalwahl stößt in Baden-Württem-
berg seit 25 Jahren auf weniger Betei-
ligung als Bundestags- und Land-
tagswahlen, seit zehn Jahren auch
als Europawahlen. Bei der Wahl 2014
lag die Beteiligung nach Angaben
des Statistischen Landesamtes bei
den Gemeinderatswahlen bei 49,1
Prozent, bei der Europawahl bei 52,1
Prozent. Zum Vergleich: Bei der ver-
gangenen Bundestagswahl (2017)
betrug sie im Südwesten 78,3 Pro-
zent.

■ O wie Oldtimer: Der Anteil der Ge-
meinderäte unter 25 Jahren liegt
nach Angaben der Landeszentrale
für politische Bildung bei nur
0,6 Prozent, der Anteil der 25- bis
35-Jährigen bei drei Prozent. Ältere
Semester sind relativ überrepräsen-
tiert. 35 Prozent der Gemeinderats-
mitglieder sind zwischen 45 und
55 Jahre alt, 30 Prozent zwischen
55 bis 65 Jahre alt.

■ P wie Palmer: Um seine wahl-
kämpfenden Grünen nicht ständig
mit Einwürfen und Empörungswel-
len zu stören, hat Tübingens OB Bo-
ris Palmer angekündigt, in der hei-
ßen Wahlkampfphase im Mai einen
Fastenmonat bei Facebook einzule-
gen. Allerdings kann er offenbar die
Finger nicht stillhalten und hat be-
reits wieder gepostet.

■ Q wie Quoten: Eine Fünf-Pro-
zent-Hürde wie bei der Bundestags-
wahl gibt es bei der Kommunalwahl
nicht. In der Hälfte der EU-Mit-
gliedsstaaten gibt es zwar eine Sperr-
klausel bei der Europawahl – nicht
aber in Deutschland. Früher hatte es
in Deutschland eine Drei-Prozent-
Hürde für Europawahlen gegeben.
Sie wurde aber 2014 vom Bundesver-
fassungsgericht als verfassungswid-
rig eingestuft. Von 2024 an soll aber
verpflichtend für alle Länder eine
Sperrklausel eingeführt werden, die
mehr als 35 Sitze im Parlament ha-
ben – also auch Deutschland.

■ R wie Rechtspopulisten: Sie sind
in vielen europäischen Ländern auf
dem Vormarsch – sei es Italien, Un-
garn oder Österreich. Allerdings: Fast
jeder Dritte in Deutschland rechnet
einer Yougov-Umfrage mit negativen
Auswirkungen der Ibiza-Affäre in Ös-
terreich auf das Ergebnis der AfD bei
der Europawahl. Mit Spannung er-
wartet wird, wie die AfD in ihrer
Hochburg Pforzheim abschneidet.

■ S wie Schicksalswahl: Euro-Ret-
tungsaktionen, Flüchtlingskrise,
Brexit – irgendwie steckt Europa seit

langem im permanenten Krisenmo-
dus. Europawahl-Kandidaten be-
schwören in ihren Reden gerne das
Bild von einem Europa am Abgrund.
Das liegt vor allem am Zulauf EU-kri-
tischer, populistischer und nationa-
listischer Kräfte auf dem Kontinent.
Dass die Europawahl aber eine
Schicksalswahl ist, glauben in
Deutschland nach einer Umfrage
von Allensbach nur 23 Prozent.

■ T wie Tausendeinhunderteins:
In genau so vielen Städten und Ge-
meinden werden im Südwesten die
Gemeinderäte gewählt. Daneben
stehen noch die Kreisräte in den
35 Landkreisen, die Ortschaftsräte
und die Mitglieder der Regionalver-
sammlung Stuttgart zur Wahl.

■ U wie UTW: Der komplizierteste
Teil des kommunalen Wahlrechts in
Baden-Württemberg ist die soge-

nannte unechte Teilortswahl. Sie
gibt es seit der Kommunalreform
1972, als sehr viele Klein- und
Kleinstgemeinden in die größeren
Kommunen eingegliedert wurden.
Sie soll den Teilorten von Gemein-
den eine angemessene Zahl von Ver-
tretern im Gemeinderat sichern.

Bei einer reinen Mehrheitswahl
oder einer Verhältniswahl würden
viele Vororte oder Gemeindeteile
keinen Vertreter in den Gemeinderat
entsenden, weil die Zahl ihrer Wahl-
berechtigten im Vergleich zur Ge-
samtzahl in der Gemeinde zu gering
ist. Bei der unechten Teilortswahl
hingegen wird einzelnen oder meh-
reren Teilorten oder Wohnbezirken
eine Anzahl von Sitzen im Gemein-
derat garantiert. Diese richtet sich
nach Einwohnerzahl der Bezirke.
Entsprechend werden die Listen
nach den Teilorten getrennt aufge-
stellt. Die Teilortswahl heißt deshalb
unecht, weil die Gemeinde nicht in
voneinander unabhängige Wahl-
kreise aufgeteilt ist.

Die Bewohner eines Teilortes
wählen also nicht nur die Kandida-
ten ihres Wohnbezirks, sondern
verteilen ihre Stimmen auf die Be-
werber des gesamten Gemeindege-
bietes. Die Wähler müssen darauf
achten, dass sie insgesamt nur so
vielen Bewerbern in den jeweiligen
Teilorten ihre Stimme geben, wie
von diesen Wohnbezirken Gemein-
deräte zu stellen sind. Deshalb ist
die Quote ungültiger Stimmzettel
bei unechter Teilortswahl auch be-
sonders hoch.

■ V wie Verhältniswahl: Als Wahl-
system ist bei der Europawahl in al-
len EU-Ländern das Verhältniswahl-
recht festgelegt. Dabei erhält eine
Partei so viele Sitze, wie es ihrem An-
teil an gültigen Stimmen entspricht.
Die Bundesrepublik als bevölke-
rungsreichster Mitgliedsstaat ent-
sendet mit 96 Abgeordneten die
meisten Parlamentarier ins Europa-
parlament.

■ W wie wichtig: Die Europa- und
Kommunalwahlen genießen nicht
die Aufmerksamkeit von Bundes-
tagswahlen. Dabei könnte Politik nä-
her nicht sein: Gemeinderäte ent-
scheiden über Dinge, die direkt vor
der eigenen Haustür stattfinden.
Auch das EU-Parlament – die einzige
direkt gewählte Institution der EU –
gewinnt immer mehr Mitwirkungs-
rechte.

■ X wie Kreuzchen: Davon sollte
man nicht zu viele machen. Wer bei
der Europawahl mehrere Parteien
ankreuzt oder Bemerkungen auf
dem Stimmzettel macht, wählt un-
gültig. Das gilt aber auch für Men-
schen, die gar nichts ankreuzen. Ein-
fluss auf das Wahlergebnis hat das al-
les keinen. 

■ Y wie Youtube: Die Videoplatt-
form wird wie andere Soziale Medien
mittlerweile aktiv von Parteien und
Kandidaten als Instrument im Wahl-
kampf genutzt. Für Aufregung sorgte
in dieser Woche zudem das Anti-
CDU-Video des Youtubers Rezo.

■ Z wie Zweitstimme: Bei der Euro-
pawahl hat jeder Wahlberechtigte in
Deutschland nur eine Stimme – an-
ders als bei der Bundestagswahl und
vielen Landtagswahlen gibt es keine
Zweitstimme. Bei der Kommunal-
wahl hat jeder Wähler so viele Stim-
men, wie Gemeinderäte zu wählen
sind. Gleiches gilt für die Wahl des
Kreistags.

Seit Wochen werben die Parteien um Wählerstimmen – wie hier an der Pforzheimer Habermehlstraße. Morgen wird sich zeigen, wie wirkungsvoll der Wahlkampf war. FOTO: MORITZ

Am 26. Mai ist es soweit: Die Kommunal- und Europawahlen stehen an. Welche Themen spielen eine Rolle? Und welche Kompetenzen haben die Gemeinden und die EU überhaupt? In der Serie „AUF WAHLKURS“ geben die PZ-Volontäre Antworten.

LAURA CICHECKI, LISA SCHARF,
MAXIMO GONZALEZ,

CHRISTOPH STÄBLER UND DPA
BRÜSSEL/STUTTGART/ENZKREIS

Millionen Menschen sind aufgerufen, ihre Stimme abzugeben.
Es geht um viel bei der Europa- und Kommunalwahl.
Die PZ erklärt die Kreuzchenflut.

Morgen zählt’s:
Alles Wichtige zur
Wahl von A bis Z

Der
Natio-

nalismus
gewinnt in-

nerhalb der EU immer mehr an Zu-
spruch. Dadurch verliert der Ge-
danke eines vereinten Europas zu-
nehmend an Bedeutung. Im
Kampf gegen den Klimawandel
stehen einzelne Länder heute oft
alleine da. An dieser Problematik
wollen die Grünen mit ihrem
Wahlprogramm anknüpfen. Unter
dem Titel „Europas Versprechen
erneuern“ setzt die Partei vor al-

lem auf Zusammenarbeit. Ihr Ziel
ist es, die Klimakrise zu bekämp-
fen, Europas Demokratie zu vertei-
digen und für sozialen Ausgleich in
Europa zu sorgen. Erreichen wol-
len die Grünen dies, indem sie die
Einführung einer Steuer auf CO2
anstreben oder die Verteilung von
Subventionen in der Landwirtschaft
verringern, um kleine Bauern zu
stärken und ihren Einsatz für den
Naturschutz zu belohnen. Homo-
phobie, Sexismus und Rassismus
haben in ihrem Programm keinen
Platz. lau
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„Unser Europa macht stark. Für
Sicherheit, Frieden und Wohl-
stand“ heißt das gemeinsame Pro-
gramm von CDU und CSU. Die Uni-
on will unter anderem das Lernen
von Fremdsprachen und kulturellen
Austausch fördern. Außerdem soll
der Binnenmarkt gestärkt und Bü-
rokratie abgebaut werden. CDU und
CSU setzen in der Wirtschaft auf
Mindeststandards beim Arbeits-
schutz, die duale Ausbildung und ei-
ne Ausbildungsgarantie für Jugend-
liche. Europäische Regelungen etwa

zum Mindestlohn oder einen euro-
päischen Finanzminister lehnen CDU
und CSU ab. Die Union will zudem
einen Europäischen Zukunftsfonds
zur besseren Start-Up-Finanzierung
einrichten. In Sachen Migration setzt
sich die Union für europäische Tran-
sitzentren und eine ausgebaute
Grenzpolizei ein. lif

CDU/CSU
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„Unser Programm für ein Europa
der Freiheit“ heißt das Papier der
AfD. Darin fordert die Partei nicht
nur die Auflösung des
EU-Parlaments, sondern auch den
Austritt Deutschlands aus der EU,
sollte das Bündnis sich nicht „in an-
gemessener Zeit“ umfassend refor-
mieren. Die AfD will sich für bessere
Beziehungen zu Russland einset-
zen. EU-weite Steuern lehnt die AfD
ab, ebenso wie ein gemeinsames
Asylsystem. Syrische Flüchtlinge

sollen „unverzüglich“ zurückgeführt
und nationale Grenzkontrollen wie-
der eingeführt werden. Zudem for-
dert die AfD, nationale und regio-

nale Quali-
tätsstan-
dards („Made
in Germany“)

zu schützen. Deutschland
soll wieder eine nationale Währung
einführen. Das Pariser Klimaabkom-
men lehnt die AfD ab, ebenso wie
ein Recht auf Abtreibung. lif

AfD
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Das Wahlprogramm der Liberalen
heißt „Europas Chancen nutzen.“
Darin fordert die Partei eine neue
Verfassung für Europa. Eine höhere
Bürgerbeteiligung und der Bürokra-
tie-Abbau sollen Teil des Papiers sein.
Damit das Europäische Parlament ei-
gene Gesetze einbringen kann, müs-
se die Kommission verkleinert wer-
den. Trotzdem soll sich nicht alles in
Brüssel abspielen, weshalb das Ver-
trauen vor Ort vergrößert werden
muss. In Sachen Bildung fordert die
Partei  mit der Bildungsfreizügigkeit

eine neue Grundfreiheit. Bürger sol-
len Bildungsangebote in jedem EU-
Land ihrer Wahl wahrnehmen dürfen,

dafür braucht es
Grenzen ohne
Schlagbäume. Die
FDP möchte den
Mittelstand stärken
und faire Regeln für

den Binnenmarkt einführen. Bei der
Währungspolitik lautet die Forde-
rung, dass alle Euro-Mitgliedsländer
mehr Verantwortung übernehmen
müssen. stä

FDP
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AUF WAHLKURS

 26. Mai 2019
KOMMUNAL
EUROPAWAHL

 26. Mai 2019
EUROPAWAHL

 26. Mai 2019
KOMMUNALWAHL

„Kommt zusammen und macht
Europa stark“ – fordern die Sozial-
demokraten zu den Europawahlen
auf. Die SPD will vorrangig soziale
Grundrechte sichern. Dies soll bei-
spielsweise durch Mindestlöhne in
allen EU-Staaten erreicht werden.
Daneben sollen große Konzerne

mit Milliardenerträgen wie Ama-
zon oder Facebook „angemessen“
besteuert werden. Der Steuerkri-
minalität sagt die SPD den Kampf
an. Mitgliedstaaten sollen zudem
nicht „kaputt gesparrt“ werden,
dies schade dem sozialen
Zusammenhalt. Deutschland soll
besonders nach einem Brexit die
Schlüsselrolle als Führungsstaat in
der EU einnehmen. Dazu würden
auch höhere Beiträge zählen, um
die Union zukunftsfähiger zu
machen. mg

SPD
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Die Linke will einen „Neustart“ für
die Europäische Union. Einrichtun-
gen in den Bereichen Gesundheit,
Pflege, Wohnen, Bildung, ÖPNV so-

wie Energie- und Wasserversor-
gung sollen verstaatlichen. In Sa-
chen Wirtschaft will die Partei ein
EU-weit koordiniertes Zukunfts-
programm, das Investitionen am
gesellschaftlichen Bedarf und nicht
am Profit ausrichtet. Ebenfalls soll

die Energieversorgung verstaatlicht
und das Pariser Klimaabkommen
schneller vorangebracht werden.
Beim Thema Migration und Asyl
stellt sich Die Linke eine EU mit „of-
fenen Grenzen nach innen und nach
außen“ vor. Zudem sollen die
Fluchtursachen bekämpft werden,
etwa die Aufrüstung und die Waf-
fenexporte. Die Linke „lehnt jegli-
ches Denken und Handeln in Kate-
gorien der Gewalt, der Bedrohung
und der Machtpolitik ab“ und for-
dert dazu die Abrüstung und Demi-
litarisierung der EU. mg

Die Linke
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EUROPAPARLAMENT: WIE VIELE SITZE 
BEKOMMT JEDES LAND

P RO G R A M ME  Z UR  E URO PAWA H L

VOR DEN WAHLEN NUMMER 121SAMSTAG, 25. MAI 2019 PFORZHEIMER ZEITUNG 3232

er morgige
26. Mai wird ein
Superwahltag
für den Südwes-
ten. Neben den
Wahlen über die
Zusammenset-

zung des Europäischen Parlaments
wird im ganzen Land über neue
Kommunalparlamente entschie-
den. Ein Erklärungsversuch in al-
phabetischer Reihenfolge:

■ A wie alles auf einmal: Gleich bei
drei Wahlen haben die Menschen in
der Region morgen die Qual der
Wahl: Alle Gemeinderäte, die Kreis-
tage Enzkreis und Calw und das Eu-
ropaparlament werden neu gewählt.
In einigen Fällen gibt es sogar noch
eine vierte Wahl: die des Ortschafts-
rats.

■ B wie Briefwahl: Wer seine Stim-
me nicht im Wahllokal abgeben mag
– aus welchen Gründen auch immer
–, konnte auf Antrag bereits vor dem
Wahltag per Brief abstimmen. Die
Zahl der Briefwähler nimmt stetig
zu. Bei der Europawahl 2014 gaben
25,3 Prozent der wahlberechtigten
Deutschen ihre Stimme per Brief ab.

Auch im Südwesten nimmt die
Zahl der Briefwähler zu: In Karlsruhe
etwa war Anfang der Woche die Ge-
samtzahl von der Wahl 2014 mit über
45 000 Briefen deutlich übertroffen
(2014: 32 000). „Wir rechnen damit,
dass bis Sonntag täglich weitere 800
bis 1000 Briefe eintrudeln“, so der
Sprecher.

Der Bundeswahlleiter hatte die
steigende Zahl der Briefwähler An-
fang der Woche kritisiert (die PZ be-
richtete). Die Briefwahl beeinflusse
die Grundsätze der gleichen und ge-
heimen Wahl, sagte er.

■ C wie CDU: Die Blicke der Beob-
achter in Baden-Württemberg rich-
ten sich am Wahlabend vor allem auf
das Abschneiden der Christdemo-
kraten im Land, das ein Beben in der
Partei auslösen könnte. Dem Lan-
desverband droht ein offener Kon-
flikt um die Frage, wer zur Landtags-
wahl 2021 als Spitzenkandidat ins
Rennen geht. Landeschef Thomas
Strobl ist umstritten.

Einer Infratest-dimap-Umfrage
aus der vergangenen Woche zufolge
kommt die CDU im Südwesten der-
zeit auf 31 Prozent – minus acht Pro-
zent im Vergleich zu 2014. Die SPD
kommt auf 15 Prozent (2014: 23). Die
Grünen könnten fast zehn Punkte
hinzugewinnen und kämen auf
23 Prozent. Die AfD liegt bei zehn
Prozent (2014: 7,9 Prozent), die FDP
bei sieben (2014: 4,1.)

■ D wie Dinero: Europa zahlt sich
aus für Baden-Württemberg. In einer
Antwort auf eine kleine parlamenta-
rische Anfrage aus dem September
2017 ging die Landesregierung da-
von aus, dass Baden-Württemberg
im Förderzeitraum 2014 bis 2020 mit
EU-Mitteln in Höhe von insgesamt
schätzungsweise fünf Milliarden Eu-
ro rechnen kann. Ein großer Anteil
entfällt auf Mittel für die Landwirt-
schaft.

■ E wie EU-Parlament: Von den 751
Abgeordneten aus den 28 Mitglied-
staaten kommen zehn aus Baden-
Württemberg. Fünf von der CDU,
zwei von der SPD, eine Abgeordnete

D

der Grünen, ein Abgeordneter der
AfD und ein parteiloser Abgeordne-
ter. Bei der Europawahl sind in
Deutschland nach Angaben des
Bundeswahlleiters 64,8 Millionen
Menschen wahlberechtigt, davon
8,5 Millionen im Südwesten.

■ F wie Frauenmangel: Achtung,
Männerüberschuss! Der Frauenan-
teil in den Stadtparlamenten im Süd-
westen liegt nur bei knapp 24 Pro-
zent. 28 Gemeinderäte sind sogar
reine Herrenrunden. In nur zehn
Kommunen ist die Besetzung zwi-
schen den Geschlechtern ausgegli-
chen. In Pforzheim sind zwölf von
40 Gemeinderäten Frauen. Das ent-
spricht einem Anteil von 30 Prozent.

■ G wie Gemeinden: Sie sind die
kleinsten Verwaltungseinheiten des

Staates. Der Gemeinderat hat abhän-
gig von der Einwohnerzahl zwischen
acht und 60 Mitglieder.

■ H wie Helfer: Landesweit werden
80 000 Helfer benötigt, die bereit
sind, einen Sonntag im Wahllokal zu
verbringen. Die Suche erweist sich
teils als schwierig – die Entschädi-
gung gilt als nicht besonders attrak-
tiv. In Pforzheim erhalten Wahlhel-
fer 80 Euro.

■ I wie Inklusion: Erstmals kön-
nen auch Menschen, die wegen
einer Behinderung eine gerichtlich
bestellte Betreuung haben, bei
der Kommunalwahl ihre Stimme
abgeben. Auf Antrag auch bei der
Europawahl. Bislang waren sie
pauschal von Wahlen ausgeschlos-
sen.

■ J wie Jungwähler: Bei der Kom-
munalwahl dürfen im Gegensatz
zur Europawahl seit 2014 auch 16-
und 17-Jährige wählen. Das Statis-
tische Landesamt zählt mehr als
530 000 Erstwähler in Baden-
Württemberg. Zur Wahl stellen
dürfen sie sich aber erst ab 18 (pas-
sives Wahlrecht).

■ K wie kompliziert: Bei der Euro-
pawahl hat jeder Wähler nur eine
Stimme für eine Liste. Hingegen
zählen die Kommunalwahlen im
Südwesten zu den kompliziertesten
bundesweit. Die Wähler dürfen ku-
mulieren, also einem Kandidaten bis
zu drei Stimmen geben und damit
die Reihenfolge auf der Liste der Par-
tei verändern. Auch dürfen sie Stim-
men auf verschiedene Listen vertei-
len (Panaschieren).

■ L wie Landkreis: Ist ein Verband
mehrerer Gemeinden. Die Landkrei-
se übernehmen häufig Aufgaben,
die Städte und Gemeinden allein
nicht bewältigen können und sind
etwa für Abfallentsorgung und Kfz-
Zulassung zuständig.

■ M wie Mandate: Bei der Wahl am
26. Mai sind rund 20 000 Mandate in
den Gemeinden zu vergeben – und
fast 2200 Sitze in den Kreistagen. Vor
allem in kleineren Orten ist es partei-
übergreifend schwierig gewesen,
Bürger für eine Kandidatur zu ge-
winnen.

■ N wie Nichtwähler: Die Kommu-
nalwahl stößt in Baden-Württem-
berg seit 25 Jahren auf weniger Betei-
ligung als Bundestags- und Land-
tagswahlen, seit zehn Jahren auch
als Europawahlen. Bei der Wahl 2014
lag die Beteiligung nach Angaben
des Statistischen Landesamtes bei
den Gemeinderatswahlen bei 49,1
Prozent, bei der Europawahl bei 52,1
Prozent. Zum Vergleich: Bei der ver-
gangenen Bundestagswahl (2017)
betrug sie im Südwesten 78,3 Pro-
zent.

■ O wie Oldtimer: Der Anteil der Ge-
meinderäte unter 25 Jahren liegt
nach Angaben der Landeszentrale
für politische Bildung bei nur
0,6 Prozent, der Anteil der 25- bis
35-Jährigen bei drei Prozent. Ältere
Semester sind relativ überrepräsen-
tiert. 35 Prozent der Gemeinderats-
mitglieder sind zwischen 45 und
55 Jahre alt, 30 Prozent zwischen
55 bis 65 Jahre alt.

■ P wie Palmer: Um seine wahl-
kämpfenden Grünen nicht ständig
mit Einwürfen und Empörungswel-
len zu stören, hat Tübingens OB Bo-
ris Palmer angekündigt, in der hei-
ßen Wahlkampfphase im Mai einen
Fastenmonat bei Facebook einzule-
gen. Allerdings kann er offenbar die
Finger nicht stillhalten und hat be-
reits wieder gepostet.

■ Q wie Quoten: Eine Fünf-Pro-
zent-Hürde wie bei der Bundestags-
wahl gibt es bei der Kommunalwahl
nicht. In der Hälfte der EU-Mit-
gliedsstaaten gibt es zwar eine Sperr-
klausel bei der Europawahl – nicht
aber in Deutschland. Früher hatte es
in Deutschland eine Drei-Prozent-
Hürde für Europawahlen gegeben.
Sie wurde aber 2014 vom Bundesver-
fassungsgericht als verfassungswid-
rig eingestuft. Von 2024 an soll aber
verpflichtend für alle Länder eine
Sperrklausel eingeführt werden, die
mehr als 35 Sitze im Parlament ha-
ben – also auch Deutschland.

■ R wie Rechtspopulisten: Sie sind
in vielen europäischen Ländern auf
dem Vormarsch – sei es Italien, Un-
garn oder Österreich. Allerdings: Fast
jeder Dritte in Deutschland rechnet
einer Yougov-Umfrage mit negativen
Auswirkungen der Ibiza-Affäre in Ös-
terreich auf das Ergebnis der AfD bei
der Europawahl. Mit Spannung er-
wartet wird, wie die AfD in ihrer
Hochburg Pforzheim abschneidet.

■ S wie Schicksalswahl: Euro-Ret-
tungsaktionen, Flüchtlingskrise,
Brexit – irgendwie steckt Europa seit

langem im permanenten Krisenmo-
dus. Europawahl-Kandidaten be-
schwören in ihren Reden gerne das
Bild von einem Europa am Abgrund.
Das liegt vor allem am Zulauf EU-kri-
tischer, populistischer und nationa-
listischer Kräfte auf dem Kontinent.
Dass die Europawahl aber eine
Schicksalswahl ist, glauben in
Deutschland nach einer Umfrage
von Allensbach nur 23 Prozent.

■ T wie Tausendeinhunderteins:
In genau so vielen Städten und Ge-
meinden werden im Südwesten die
Gemeinderäte gewählt. Daneben
stehen noch die Kreisräte in den
35 Landkreisen, die Ortschaftsräte
und die Mitglieder der Regionalver-
sammlung Stuttgart zur Wahl.

■ U wie UTW: Der komplizierteste
Teil des kommunalen Wahlrechts in
Baden-Württemberg ist die soge-

nannte unechte Teilortswahl. Sie
gibt es seit der Kommunalreform
1972, als sehr viele Klein- und
Kleinstgemeinden in die größeren
Kommunen eingegliedert wurden.
Sie soll den Teilorten von Gemein-
den eine angemessene Zahl von Ver-
tretern im Gemeinderat sichern.

Bei einer reinen Mehrheitswahl
oder einer Verhältniswahl würden
viele Vororte oder Gemeindeteile
keinen Vertreter in den Gemeinderat
entsenden, weil die Zahl ihrer Wahl-
berechtigten im Vergleich zur Ge-
samtzahl in der Gemeinde zu gering
ist. Bei der unechten Teilortswahl
hingegen wird einzelnen oder meh-
reren Teilorten oder Wohnbezirken
eine Anzahl von Sitzen im Gemein-
derat garantiert. Diese richtet sich
nach Einwohnerzahl der Bezirke.
Entsprechend werden die Listen
nach den Teilorten getrennt aufge-
stellt. Die Teilortswahl heißt deshalb
unecht, weil die Gemeinde nicht in
voneinander unabhängige Wahl-
kreise aufgeteilt ist.

Die Bewohner eines Teilortes
wählen also nicht nur die Kandida-
ten ihres Wohnbezirks, sondern
verteilen ihre Stimmen auf die Be-
werber des gesamten Gemeindege-
bietes. Die Wähler müssen darauf
achten, dass sie insgesamt nur so
vielen Bewerbern in den jeweiligen
Teilorten ihre Stimme geben, wie
von diesen Wohnbezirken Gemein-
deräte zu stellen sind. Deshalb ist
die Quote ungültiger Stimmzettel
bei unechter Teilortswahl auch be-
sonders hoch.

■ V wie Verhältniswahl: Als Wahl-
system ist bei der Europawahl in al-
len EU-Ländern das Verhältniswahl-
recht festgelegt. Dabei erhält eine
Partei so viele Sitze, wie es ihrem An-
teil an gültigen Stimmen entspricht.
Die Bundesrepublik als bevölke-
rungsreichster Mitgliedsstaat ent-
sendet mit 96 Abgeordneten die
meisten Parlamentarier ins Europa-
parlament.

■ W wie wichtig: Die Europa- und
Kommunalwahlen genießen nicht
die Aufmerksamkeit von Bundes-
tagswahlen. Dabei könnte Politik nä-
her nicht sein: Gemeinderäte ent-
scheiden über Dinge, die direkt vor
der eigenen Haustür stattfinden.
Auch das EU-Parlament – die einzige
direkt gewählte Institution der EU –
gewinnt immer mehr Mitwirkungs-
rechte.

■ X wie Kreuzchen: Davon sollte
man nicht zu viele machen. Wer bei
der Europawahl mehrere Parteien
ankreuzt oder Bemerkungen auf
dem Stimmzettel macht, wählt un-
gültig. Das gilt aber auch für Men-
schen, die gar nichts ankreuzen. Ein-
fluss auf das Wahlergebnis hat das al-
les keinen. 

■ Y wie Youtube: Die Videoplatt-
form wird wie andere Soziale Medien
mittlerweile aktiv von Parteien und
Kandidaten als Instrument im Wahl-
kampf genutzt. Für Aufregung sorgte
in dieser Woche zudem das Anti-
CDU-Video des Youtubers Rezo.

■ Z wie Zweitstimme: Bei der Euro-
pawahl hat jeder Wahlberechtigte in
Deutschland nur eine Stimme – an-
ders als bei der Bundestagswahl und
vielen Landtagswahlen gibt es keine
Zweitstimme. Bei der Kommunal-
wahl hat jeder Wähler so viele Stim-
men, wie Gemeinderäte zu wählen
sind. Gleiches gilt für die Wahl des
Kreistags.

Seit Wochen werben die Parteien um Wählerstimmen – wie hier an der Pforzheimer Habermehlstraße. Morgen wird sich zeigen, wie wirkungsvoll der Wahlkampf war. FOTO: MORITZ

Am 26. Mai ist es soweit: Die Kommunal- und Europawahlen stehen an. Welche Themen spielen eine Rolle? Und welche Kompetenzen haben die Gemeinden und die EU überhaupt? In der Serie „AUF WAHLKURS“ geben die PZ-Volontäre Antworten.

LAURA CICHECKI, LISA SCHARF,
MAXIMO GONZALEZ,

CHRISTOPH STÄBLER UND DPA
BRÜSSEL/STUTTGART/ENZKREIS

Millionen Menschen sind aufgerufen, ihre Stimme abzugeben.
Es geht um viel bei der Europa- und Kommunalwahl.
Die PZ erklärt die Kreuzchenflut.

Morgen zählt’s:
Alles Wichtige zur
Wahl von A bis Z

In Deutschland wird es bei
ARD/ZDF am Wahlsonntag wie bei
der Bundestagswahl um
18 Uhr eine Prognose geben und
dann ab etwa 18.15 Uhr regelmä-
ßig neue Hochrechnungen. Deut-
sche Wahlforscher rechnen zudem
gegen 20 Uhr mit einer ersten
Schätzung für das Gesamtergeb-
nis der Wahl in ganz Europa. Be-
lastbare Endergebnisse werden
aber erst nach Schließung der letz-
ten Wahllokale in der EU am 26.
Mai um 23 Uhr erwartet. Die Nie-

derländer und Briten stimmten be-
reits am Donnerstag als erste ab. Ges-
tern folgten Irland und Tschechien.
Die Tschechen können allerdings
auch am heutigen Samstag noch
wählen. Ansonsten werden heute die
Menschen in Lettland, Malta, Slowa-
kei und den französischen Übersee-
gebieten an die Wahlurne gebeten –
also Guadeloupe, Martinique, Franzö-
sisch-Guayana, Saint-Barthélemy,
Saint-Martin, Saint-Pierre und Mique-
lon und Französisch-Polynesien. Mor-
gen folgen als letztes dann Belgien,

Bulgarien, Dänemark, Deutsch-
land, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Italien, Kroatien, Li-
tauen, Luxemburg, Österreich, Po-
len, Portugal, Rumänien, Schwe-
den, Slowenien, Spanien, Ungarn
und Zypern.
In Deutschland sind die Wahllokale
von 8 bis 18 Uhr geöffnet. Dann
wird zuerst die Europawahl ausge-
zählt. Ergebnisse der Euopawahl
soll es am Abend geben. Die der
Kommunalwahl werden im Lauf
des Montags erwartet. dpa/pz

Wer wählt wann – und wann gibt es Ergebnisse?
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Europa wählt – und das sollen alle
mitbekommen. Seit Wochen wer-
ben Politiker fleißig um die Gunst
der Wähler. Doch auch Unterneh-
men, Gemeinden und Schüler
versuchen, die Europäer zu mobili-
sieren.

■ Ortsschild mit Botschaft: Wie
stellt man sicher, dass wirklich alle
wissen, dass Wahlen anstehen?
Man tauscht das Ortsschild aus. So
machte es zumindest die Gemein-
de Ruderting in Niederbayern. „Ru-
derting – Kreis Passau“ wurde ver-
gangene Woche zu „Ruderting
wählt Europa“. Die Botschaft hielt
nur kurz. Bereits einen Tag später
musste der Bauhof auf Anordnung
des Landratsamts das Schild wie-
der abnehmen. Stattdessen sollte
ein Extra-Schild auf die Wahl hin-
weisen.

■ Keine Stimme, keine (kostenlo-
se) Party: Freien Eintritt zu zwei
Partys in den niederländischen
Städten Groningen und Zwolle gab
es am Mittwochabend nur mit
Stimmzettel. In Groningen waren
zudem Europa-Bingo und Crash-
kurs zum Votum inklusive. Am
Donnerstagmorgen wurden die
Veranstaltungsorte dann zu Wahl-
lokalen umfunktioniert. Die Nie-
derländer starteten mit den Briten
als Erste in die Europawahl.

■ Kreuzchen-Setzen mal anders:
Ungewöhnliche Wahllokale gibt es
auch andernorts. Die Initiative
#SayYesToEurope mobilisierte im
Vorfeld der Wahl in Deutschland
Briefwähler, indem sie sonst ver-
schlossene Türen für sie öffnete.
Wähler konnten ihre Unterlagen

etwa in der Hamburger Elbphilhar-
monie ausfüllen oder ihre Entschei-
dung im Studio der RTL-Sendung
„Wer wird Millionär?“ treffen. Auch
eine Wahl in einem Berliner Welt-
kriegsbunker oder in der Umkleide-
kabine des Fußball-Bundesligisten
Borussia Dortmund waren möglich.

■ Europa eingetütet: Selbst bei ei-
nigen Bäckern kommt der Kunde
nicht an der Wahl vorbei. In Berlin,
Hamburg, München, Dresden,
Frankfurt, Hannover und Stuttgart
werden Brötchen seit Mitte des
Monats blau-gelb eingepackt.
Kaum übersehbar der Aufdruck:
„Europawahl. Sonntag, 26. Mai.“

■ Europa im Ohr: Auch etliche Un-
ternehmen bemühen sich, die Euro-
päer zum Wählen zu bewegen. Der
Musikstreamingdienst Spotify
schickte seinen Abonnenten den
Hinweis: „Nutze deine Stimme! In
zwei Wochen sind Europawahlen“.
Dazu verlinkt: Informationsmaterial
zur Wahl und eine Europa-Playlist.
Damit konnten sich die Nutzer
durch alle 28 EU-Staaten hören.
Auch andere Firmen wiesen ihre
Kunden prominent auf die Wahl hin
– unter ihnen Lufthansa („Say yes
to Europe“), die Deutsche Bahn
oder Edeka.

■ Gratis-E-Tretroller: Am Trans-
port soll es am 26. Mai nicht schei-
tern. Der E-Tretroller-Anbieter Lime
schloss sich deshalb mit dem Euro-
paparlament zu einer Aktion am
Wahltag zusammen. In mehreren
europäischen Städten können Wäh-
ler kostenlos mit den E-Scootern
zur Wahl fahren.

■ Erinnerung zur Primetime: In
Bulgarien will eine Fernsehserie
Wähler mobilisieren. Die Kranken-
hausserie „Gestohlenes Leben“, die
an den US-amerikanischen Erfolg
„Greys Anatomy“ erinnert, widme
der Wahl eine eigene Folge zur
Primetime, teilte das EU-Parlament
mit. Kurz vor der Wahl wird ein Pa-
tient ins Krankenhaus eingeliefert;
weil er darauf besteht, wählen zu
gehen, wird im Krankenhaus ein
Wahllokal eingerichtet. dpa

Wie Bürger zur Wahl gelockt werden sollen
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Kreativ: der Wahlaufruf der Gemeinde
Ruderting. FOTO: RUDOLF MÜLLER/DPA

Z A H L E N  Z UR  E URO PAWA H L

232 8757
nationale Parteien sitzen derzeit
im Europaparlament. Zu seinen
Anfängen 1979 waren es 57 ge-
wesen. Allerdings hat sich die Zahl
der Mitgliedsstaaten in dieser Zeit
auch von neun auf 28 erhöht. Zur-
zeit gibt es acht Fraktionen.

Euro erhält ein EU-Abgeordneter
monatlich. Hinzu kommen eine
Kostenpauschale von 4513 Euro
und ein Tagegeld von 320 Euro pro
Teilnahme an Sitzungen. Die Bezü-
ge orientieren sich am Gehalt eines
Richters am EuGH.

16,2
Prozent der EU-Gesamtbevölke-
rung leben in Deutschland. Dahin-
ter folgen Frankreich (13,1 Pro-
zent), Großbritannien (12,9) und
Italien (11,8). Schlusslichter sind
Luxemburg und Malta (je 0,1).

Länder in der EU haben eine
Wahlpflicht: Belgien, Luxemburg,
Bulgarien, Zypern und Griechen-
land. Diese Regel gilt auch für
Deutsche, die in einem dieser
Staaten leben.

5
 26. Mai 2019
KOMMUNAL
EUROPAWAHL

 26. Mai 2019
EUROPAWAHL

 26. Mai 2019
KOMMUNALWAHL
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705

=
=
+1
=
=
=
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+1
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=
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+1
=
=
=
=
=
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+1
+1
+5
+3

-73
+5
=

6

751

6
6
6
8
8

11
11
11
13
13
13

17
18
20
21
21
21
21
21

26
32

51
54

73
73
74

96

gesamt

Zypern
Malta

Luxemburg
Estland

Slowenien
Lettland
Litauen

Kroatien
Irland

Slowakei
Finnland

Dänemark
Bulgarien

Österreich
Schweden

Ungarn
Tschechien

Portugal
Griechenland

Belgien
Niederlande

Rumänien
Polen

Spanien
Italien

Großbritannien
Frankreich

Deutschland

nach Austrit t  Großbritanniens*

*geplant bis 31.10.2019QUELLE: EUROPÄISCHES PARLAMENT

EUROPAPARLAMENT: WIE VIELE SITZE 
BEKOMMT JEDES LAND
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